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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Die Grüne Fraktion forderte mit einer im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen
Initiative die Einsetzung einer PUK für die Aufklärung der Spionageaffäre um Daniel M.
Die PUK sollte die Rollen von mutmasslich in den Fall involvierten Akteuren und
Institutionen (Nachrichtendienst, Bundesrat, Bundeskriminalpolizei/Fedpol,
Bundesanwaltschaft, GPDel) gründlich durchleuchten. Im Mai 2017 hatte die GPDel
angekündigt, den Fall «Daniel M.» im Rahmen einer Inspektion vertiefter zu
untersuchen. Die Grüne Fraktion war jedoch der Meinung, die GPDel könne eine
Aufklärung der Affäre nicht mehr glaubwürdig vornehmen, nachdem einzelne Mitglieder
der GPDel sich öffentlich mit widersprüchlichen Angaben zur Affäre positioniert hätten
und nachdem gemäss verschiedenen Medienquellen die GPDel den Einsatz von Daniel
M. selber gutgeheissen habe. Stattdessen müsse die GPDel selbst kritisch untersucht
werden, forderten die Initianten. 
Das Büro des Nationalrates sprach im Rahmen der Prüfung der Initiative mit dem
Präsidenten der GPDel, Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ). Dieser habe laut dem Büro
glaubhaft aufzeigen können, dass die GPDel sowohl über den notwendigen
Sachverstand als auch die Kompetenzen verfüge, um die Untersuchung zügig und seriös
zu führen. Der im März 2018 veröffentlichte Bericht der GPDel bestätigte diesen
Eindruck in den Augen des Büros und es empfahl deshalb die Ablehnung der
parlamentarischen Initiative. Auch der Fraktionspräsident der Grünen, Balthasar Glättli
(ZH), zeigte sich zufrieden ob der Arbeit der GPDel, die entgegen der Befürchtungen
der Grünen sehr gute Arbeit geleistet habe. Die Grünen zogen ihre Initiative daraufhin
im Sommer 2018 zurück. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
ELIA HEER

Strafrecht

Um Straftaten aufzuklären, werden oft Polizeibeamte in das kriminelle Umfeld
eingeschleust. Solche als verdeckte Ermittlungen bezeichnete Massnahmen waren bis
zum Inkrafttreten der Strafprozessordnung 2011 im Bundesgesetz über verdeckte
Ermittlungen (BVE) geregelt. In seiner ständigen Praxis hielt das Bundesgericht fest,
dass nur verdeckte Ermittlungen von gewisser Intensität und Dauer unter diese
Regelungen fielen, einfache Lügen oder einfache Scheinkäufe jedoch keine gerichtliche
Bewilligung bräuchten. 2008 änderte das Bundesgericht seine Meinung und stellte
fortan jede verdeckte Ermittlung unter die Regelung des BVE (6B 777/2007 Erw. 3.6.4).
Diese Praxisänderung konnte nicht mehr in die neue Strafprozessordnung
aufgenommen werden. Damit ergab sich, dass für die präventive verdeckte Ermittlung
und für selbstständige, polizeiliche verdeckte Ermittlung seit dem Inkrafttreten der
Strafprozessordnung keine gesetzliche Grundlage mehr im Bundesrecht bestand.
Scheinkäufe der Polizei im Drogenkleinhandel waren so fortan nicht mehr möglich. Um
diese Lücke zu beheben, reichte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) 2008 eine
parlamentarische Initiative ein, welche die Wiedereinführung der engen Definition von
verdeckten Ermittlungen in der Strafprozessordnung fordert. Nach der Zustimmung
beider Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) erarbeitete die Rechtskommission des
Nationalrates einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über die verdeckte Ermittlung und
Fahndung. Dieser Entwurf sieht vor, dass der Begriff der verdeckten Ermittlung nur
noch jene Ermittlungshandlungen erfasst, bei denen Angehörige der Polizei nicht als
solche erkennbar sind und im Rahmen eines auf längere Dauer angelegten Einsatzes,
unter Verwendung einer durch falsche Urkunden abgesicherten Identität, in ein
kriminelles Milieu einzudringen versuchen, um besonders schwere Straftaten
aufzuklären. Massnahmen von minderer Art sollen neu als verdeckte Fahndungen
bezeichnet und separat in der Strafprozessordnung geregelt werden. Nicht geregelt
werden jedoch weiterhin die präventiven verdeckten Ermittlungen, da diese unter das
Polizeirecht und somit in den Kompetenzbereich der Kantone fallen. Die vom Bundesrat
beantragte Änderung, dass nicht nur aktives, sondern auch passives, täuschendes
Verhalten unter die neue Regelung fallen sollte, wurde von beiden Kammern
angenommen und das Gesetz in der Wintersession von beiden Räten einstimmig
verabschiedet. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN
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Innere Sicherheit

Im Juni 2023 sprach sich die SiK-NR für die Einführung eines zentralen
Waffenregisters aus. Sie gab mit 13 zu 11 Stimmen einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Schlatter (gp, ZH) Folge. Die Initiantin nahm in ihrer
Begründung auf eine Warnung von Fedpol-Direktorin Nicoletta della Valle Bezug,
wonach die Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft seit der Corona-Pandemie zunehme
und sich unter den gewaltbereiten Personen auch Bewaffnete befänden – wie viele,
lasse sich aufgrund eines fehlenden zentralen Registers jedoch nicht beziffern, folgerte
Schlatter. Die Kommissionsmehrheit hoffte, dass mit der Registrierung und
statistischen Erhebung aller Feuerwaffen ein präventiver Beitrag zur Sicherheit in der
Schweiz geleistet werden könne, wie sie per Medienmitteilung bekannt gab. Die bessere
Informationsgrundlage soll sowohl die kantonsübergreifende Kriminalitätsbekämpfung
erleichtern als auch die Sicherheit von Polizistinnen und Polizisten stärken, die
ihrerseits schon länger ein solches Register forderten. Die Minderheit sah indes keinen
Bedarf für eine zentrale Waffendatenbank, da sich das bisherige System mit kantonalen
Registern bewährt habe und die Polizeihoheit den Kantonen obliege. Als Nächstes wird
sich die ständerätliche Kommission zum Anliegen äussern. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2023
KARIN FRICK

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission sprach sich die SiK-SR im November 2023
gegen die Schaffung eines zentralen Waffenregisters aus. Sie gab der entsprechenden
parlamentarischen Initiative Schlatter (gp, ZH) mit 9 zu 3 Stimmen keine Folge. Die
Kommissionsmehrheit sah in der seit 2016 bestehenden Vernetzung der kantonalen
Waffenregister, in deren Online-Abfragemöglichkeit und in der ARMADA-Datenbank des
Bundes bereits wirksame Instrumente, weshalb eine nationales Register ihrer Ansicht
nach lediglich den administrativen Aufwand, nicht aber die öffentliche Sicherheit
erhöhen würde. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.11.2023
KARIN FRICK

Kriminalität

Einstimmig gab die RK-NR im Februar 2021 einer parlamentarischen Initiative Regazzi
(mitte, TI) Folge, die verdachtsunabhängige verdeckte Ermittlungen im Zusammenhang
mit pädosexuellen Straftaten auf Bundesebene ermöglichen wollte. Die Kantone
wendeten nur wenige Ressourcen im Kampf gegen Pädokriminalität im Internet auf,
weshalb mittels Anpassung der Strafprozessordnung die Bundespolizei dazu ermächtigt
werden müsse, begründete der Initiant sein Anliegen. Auch die Kommission hielt die
Schaffung einer entsprechenden Bundeskompetenz für notwendig, um
Pädokriminalität im Internet wirksam zu bekämpfen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
KARIN FRICK

Im Herbst 2021 widersprach die RK-SR ihrer Schwesterkommission und gab der 2019
eingereichten parlamentarischen Initiative von Fabio Regazzi (heute mitte, TI) für eine
wirksame Bekämpfung der Pädokriminalität im Internet keine Folge. Zu diesem
Zeitpunkt hatte der Nationalrat das Anliegen der Initiative bereits im Rahmen der StPO-
Revision diskutiert und einem einschlägigen Einzelantrag Regazzi stattgegeben. Die
Schaffung des Netzwerks digitale Ermittlungsunterstützung Internetkriminalität (NEDIK)
durch Bund und Kantone habe zu einer besseren Vernetzung aller involvierten Stellen
geführt, führte die RK-SR in ihrer Medienmitteilung aus. Durch diese optimierte
Zusammenarbeit erfolge die Bekämpfung der Cyberkriminalität schon heute
koordinierter und effizienter, weshalb sie eine Verschiebung der Kompetenzen als
wenig sinnvoll erachte. Ausserdem liege die präventive polizeiliche Vorermittlung in der
Kompetenz der Kantone und sei somit keine Frage der Strafprozessordnung auf
Bundesebene. In diesem Sinne betrachtete die Kommission die von der grossen
Kammer in die StPO aufgenommene Umsetzung des Anliegens als «systematisch
falsch». 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2021
CATALINA SCHMID

Die RK-NR hielt im Herbst 2022 mehrheitlich an ihrer Unterstützung der
parlamentarischen Initiative Regazzi (mitte, TI) mit dem Ziel, Pädokriminalität im
Internet wirksam zu bekämpfen, fest. Sie argumentierte, die Annahme der Initiative
würde den Weg für weitergehende Abklärungen zum Thema ebnen, etwa bezüglich
allfälliger Unvereinbarkeiten mit der Bundesverfassung oder der Notwendigkeit, weitere
Rechtsbestimmungen neben der StPO zu ändern. Die starke Minderheit – der Entscheid
fiel mit 11 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen – wollte dagegen nicht in die Zuständigkeit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
KARIN FRICK
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der Kantone eingreifen, die sich in diesem Bereich zwischenzeitlich Know-how und ein
wertvolles Netzwerk angeeignet hätten. Mit 102 zu 90 Stimmen bei einer Enthaltung
schloss sich der Nationalrat in der Wintersession 2022 der Kommissionsmehrheit an
und gab der Initiative Folge. Während das Anliegen in den Fraktionen der Mitte, der
GLP und der SVP auf Anklang stiess, stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP
(mit zwei Ausnahmen), die grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie zwei SVP-Vertreter
gegen die Initiative. 7

Polizei

Da die Anforderungen an das Grenzwachtkorps und dessen Ressourcen in einem
Missverhältnis stünden, forderte eine parlamentarische Initiative Reymond (svp, GE)
eine Gesetzgebung, die die Sicherheit der Angehörigen des Grenzwachtkorps und der
Bevölkerung in den Grenzgebieten gewährleisten könne. Der Nationalrat gab dem
Vorstoss mit 98 zu 89 Stimmen nur knapp Folge, wobei eine Mehrheit der
Grünliberalen, der FDP und SP sowie die Hälfte der CVP dagegen stimmten. Der
Ständerat lehnte das Begehren nach der Überweisung einer Motion des Nationalrats
Romano (cvp, TI) (12.3071), die im Rahmen des Schengen/Dublin-Abkommens eine
Aufstockung des Grenzwachtkorps forderte, ab. Der Nationalrat sprach sich zudem
erneut für eine rasche Aufstockung des Grenzwachtskorps um 100 bis 200
Professionelle aus und gab einer entsprechenden Motion Fehr (svp, ZH) (12.3180) mit
160 zu 17 Stimmen Folge. Auf eine Stärkung des Grenzwachtkorps hin hätte auch eine
vom Nationalrat überwiesene Motion Barthassat (svp, GE) (12.3857) abgezielt. Sie hätte
den Bundesrat beauftragt, die nötigen Massnahmen zu ergreifen, damit das
Grenzwachtkorps seine sicherheitspolitischen Aufgaben wahrnehmen kann. Unter
anderem sollte dafür die Koordination zwischen der Grenzwacht und den kantonalen
Polizeikorps verbessert werden. Der Ständerat wies den Vorstoss jedoch ab. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Angestossen durch die öffentliche Debatte um die zunehmende Gewalt gegen Beamte
und bekräftigt durch die mehr als 12'000 Unterschriften, die der Tessiner Verein «Amici
delle Forze di Polizia Svizzere» zusammen mit dem Verband Schweizerischer
Polizeibeamter und dem Verband der Tessiner Kommunalpolizeien mit einer Online-
Petition für die Verschärfung der einschlägigen Strafbestimmung gesammelt hatte,
reichten die beiden bürgerlichen Nationalräte Bernhard Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496)
und Marco Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) Ende 2016 zwei gleichlautende
parlamentarische Initiativen ein. Angesichts der immer häufiger und brutaler
werdenden Angriffe auf Behörden und Beamte müsse der Ruf nach konsequentem
Durchgreifen endlich gehört werden, forderten sie. Mit der Festschreibung klarer
Minimalstrafen in Art. 285 StGB könne ein klares Zeichen, sowohl in präventiver als auch
in repressiver Hinsicht, gesetzt werden, so die Begründung der Initianten. Ihrem
Ansinnen nach soll Gewalt an Beamten (nicht aber blosse Drohung) neu mit mindestens
drei Tagen Freiheitsstrafe geahndet und die vorgesehene Höchststrafe im qualifizierten
Wiederholungsfall sogar verdoppelt werden können. Ebenfalls eine Geld- oder
Freiheitsstrafe erhalten sollen zudem Mitläufer, die zwar selbst keine Gewalt ausgeübt
haben, jedoch Teil einer gewalttätigen Gruppe waren. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Im Februar 2018 gab die Rechtskommission des Nationalrats den beiden
gleichlautenden parlamentarischen Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und Romano
(cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) zur Anpassung des Strafmasses bei Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte Folge. Da man immer noch auf die Vorlage zur Harmonisierung
der Strafrahmen warte, sende sie mit der Annahme der Initiativen ein klares Signal, dass
es an der Zeit sei zu handeln, erklärte sie.
Ein knappes Jahr später, als der Entwurf zur Strafrahmenharmonisierung vorlag, lehnte
ihre Schwesterkommission die Initiativen ab, weil sie die geforderten Anpassungen im
Rahmen ebendieser Vorlage vornehmen wollte. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.01.2019
KARIN FRICK
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Anders als ihre Schwesterkommission wollte die RK-NR trotz der inzwischen
angelaufenen parlamentarischen Beratung der Vorlage zur Strafrahmenharmonisierung,
im Zuge deren auch das Strafmass für Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte angepasst werden könnte, mehrheitlich an den beiden parlamentarischen
Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) mit
ebendiesem Anliegen festhalten. Im Gegensatz zur Kommissionsminderheit, die den
Initiativen keine Folge mehr geben wollte, sehe die Mehrheit Handlungsbedarf; man
müsse Behörden und Beamte besser schützen, und zwar «nicht am Sankt-Nimmerleins-
Tag», appellierte Berichterstatter Philipp Bregy (cvp, VS) an das Ratsplenum. Mit 109 zu
77 Stimmen gab der Nationalrat im Frühling 2020 beiden Initiativen Folge. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2020
KARIN FRICK

Das Schicksal der beiden parlamentarischen Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und
Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) mit der Forderung, das Strafmass für Gewalt und
Drohung gegen Behörden und Beamte anzupassen, wurde in der Sommersession 2021
endgültig besiegelt. Der Ständerat schloss sich stillschweigend dem Entscheid seiner
Rechtskommission an, das Anliegen im Rahmen der hängigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung umzusetzen und den beiden Initiativen keine Folge zu
geben. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
KARIN FRICK

Polizeigewalt zu verhindern, sei ein berechtigtes Anliegen, man sei damit aber über das
Ziel hinausgeschossen, konstatierte Nationalrätin Céline Amaudruz (svp, GE) in der
Begründung ihrer Ende 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative. «Wir haben ein
System geschaffen, das die Polizeiangehörigen völlig demotiviert», so die Initiantin:
Aufgrund der drohenden disziplinarischen und rechtlichen Probleme bei einem
gewaltsamen Eingreifen sei es für Polizistinnen und Polizisten die einfachste Lösung,
einfach nichts zu tun. Mit der parlamentarischen Initiative forderte sie daher, die
Vermutung der Notwehr und des Notstands bei der Dienstausübung von
Polizeiangehörigen rechtlich zu verankern. Amaudruz äusserte die Hoffnung, dass
Angreiferinnen und Angreifer unter diesen neuen Voraussetzungen zurückhaltender
agierten. Im Herbst 2022 prüfte die RK-NR die Initiative vor und kam mehrheitlich zum
Schluss, dass diese weder die Zahl noch die Dauer der Strafverfahren gegen
Polizeiangehörige vermindern würde. Ausserdem existiere das Konzept der Vermutung
in der schweizerischen Strafprozessordnung nicht, weshalb die Initiative abzulehnen
sei. Eine Minderheit Addor (svp, VS) unterstützte die Initiative, unterlag damit aber im
Rat. Mit 118 zu 68 Stimmen bei 4 Enthaltungen gab der Nationalrat der Initiative in der
Wintersession 2022 keine Folge. Das Anliegen war damit erledigt. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte SVP-Nationalrätin Barbara Steinemann
(svp, ZH) die Polizei vor Racheanzeigen und rechtlichen Schikanen schützen. Sie wollte
den Kantonen in der Strafprozessordnung die Möglichkeit geben, die Strafverfolgung
von Polizistinnen und Polizisten von der Ermächtigung einer unabhängigen, nicht-
richterlichen Behörde abhängig zu machen. Ein solches Ermächtigungserfordernis gebe
es bereits für die Strafverfolgung von Bundesbeamten und von kantonalen Exekutiv-
und Judikativmitgliedern. Es gingen immer mehr Anzeigen gegen Polizistinnen und
Polizisten wegen Amtsmissbrauch ein, argumentierte die Initiantin. Eine unabhängige
Instanz könnte «offensichtlich schikanöse Strafanzeigen» abweisen und damit
sicherstellen, «dass Behörden nicht durch mutwillige Strafanzeigen lahmgelegt
werden», so die Begründung. Die RK-NR gab der Initiative im Oktober 2023 mit 13 zu 12
Stimmen knapp Folge. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2023
KARIN FRICK
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